
Stadt Ilsenburg - OT Darlingerode

BEBAUUNGSPLAN Nr.  3
"FERIENDORF SANDTAL"

Vorentwurf

Das Plangebiet umfaßt in der Gemarkung Darlingerode, Flur 1 die Flurstücke 130, 134 und 
teilweise die Flurstücke 133, 51/12, 117, 137, 136, 116 und 96.

- mit integrierter örtlicher Bauvorschrift zur Gestaltung von baulichen Anlagen
und die örtliche Bauvorschrift zur Herstellung notwendiger Stellplätze und

über die Ablösung der Herstellungspflicht für nicht herzustellende Stellplätze
der Stadt Ilsenburg - OT Darlingerode -

1. Änderung

Maßstab 1:10000

PLANZEICHENERKLÄRUNG
Festsetzungen gem. BauGB i. d. F. v. 03.11.2017 i. V. mit der BauNVO v. 21.11.2017 sowie der PlanzV. v. 04.05.2017

1. Art der baulichen Nutzung

2. Maß der baulichen Nutzung

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

4. Verkehrsflächen

Grünflächen5.

Zweckbestimmung

7.

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Erhaltung der Landschaft

Sonstige Planzeichen

Zweckbestimmung

6.

SO
Sondergebiete
(§ 11 BauNVO)

GRZ m. Dezi-
malzahl z.B. GFZ 1,0

Grundflächenzahl
(§ 19 BauNVO)

GFZ m. Dezi-
malzahl z.B. GFZ 0,5

Geschoßflächenzahl
(§ 20 BauNVO)

röm. Zahl
z.B. II

Zahl der Vollgeschosse
als Höchstgrenze
(§ 16 BauNVO)

Nutzungsschablone

Baugebiet Zahl der Vollgeschosse

Grundflächenzahl
(GRZ)

Geschossflächenzahl
(GFZ)

Bauweise (o, a, g)Baumassenzahl

SO

GRZ 0,5

--- ---

GFZ 1,0

II
zum Beispiel

Baugrenze
(§ 23 BauNVO)

Straßenverkehrsflächen
(§ 9(1) Nr. 11 BauGB)

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsflächen
besonderer Zweckbestimmung

private Parkfläche

Privat

öffentliche Grünfläche
(§ 9(1) Nr. 15  BauGB)

Umgrenzung von Flächen
mit Bindung für Bepflanz-
ungen und für die
Erhaltung von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen sowie von
Gewässern
(§  9 Abs. 1 Nr. 25 b)
und Abs. 6 BauGB)

Grenze des räumlichen
Geltungsbereiches der 
1. Änderung des Be-
bauungsplanes
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Umgrenzung von Flächen
für Nebenanlagen, Stell-
plätze, Garagen und Ge-
meinschaftsanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22
BauGB)

St Stellplätze

Freizeit und
Fremdenverkehr

Grenze des räumlichen
Geltungsbereiches des Be-
bauungsplanes
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Verfahrensvermerke

Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 3 "Feriendorf Standtal", 
1. Änderung, ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am __________ im Ilsenburger 
Stadtanzeiger bekanntgemacht.

Ilsenburg, den __________

______________________
Bürgermeister

14.

Innerhalb von 1 Jahr wurde keine beachtliche Verletzung von Vorschriften gem.
§ 215 Abs. 1 BauGB geltend gemacht.

Ilsenburg, den __________

______________________
Bürgermeister

15.

Der Stadtrat der Stadt Ilsenburg/Harz hat am __________ die (fristgemäß) 
abgegebenen Stellungnahmen geprüft. Das Ergebnis ist mit Schreiben vom 
__________ mitgeteilt worden.

Ilsenburg, den __________

______________________
Bürgermeister

10.

Der Stadtrat der Stadt Ilsenburg/Harz hat am __________ den Bebauungsplan 
Nr. 3 "Feriendorf Standtal", 1. Änderung bestehende aus der Planzeichnung (Teil 
A) und dem Text (Teil B) abschließend als Satzung beschlossen. Die Begründung
und der Umweltbericht wurden gebilligt.

Ilsenburg, den __________

______________________
Bürgermeister

11.

Die Übereinstimmung der vorgelegten Planunterlage mit den im Liegenschaftska-
taster nachgewiesenen Flurstücken (Grenzen und Bezeichnungen) wird bestätigt.

Ilsenburg, den __________

______________________
Unterschrift

12.

Der Bebauungsplan Nr. 3 "Feriendorf Standtal", 1. Änderung, der Stadt Ilsen-
burg/Harz bestehend aus der Planzeichnung (Teil A), dem Text (Teil B), sowie 
die Begründung und dem Umweltbericht wird hiermit ausgefertigt.

Ilsenburg, den __________

______________________
Bürgermeister

13.Mit Schreiben vom __________ wurden die Behörden und sonstige Träger 
öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden
kann, gem. § 4 Abs. 2 BauGB zum Bebauungsplan Nr. 3 "Feriendorf Standtal",
1. Änderung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), 
sowie die Begründung und dem Umweltbericht gem. §4 Abs. 2 BauGB zur Stell-
ungnahme aufgefordert.

Ilsenburg, den __________

______________________
Bürgermeister

6.

Mit Schreiben vom __________ wurden die Behörden und sonstige Träger öffent-
licher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann,
von der öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB unterrichtet.

Ilsenburg, den __________

______________________
Bürgermeister

5.

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 3 "Feriendorf Standtal", 1. Änderung der  
Stadt Ilsenburg/Harz bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text 
(Teil B), die Begründung, dem Umweltbericht, sowie den nach Einschätzung der 
Stadt wesentliche, bereits vorliegende Stellungnahmen haben gem. § 3 Abs. 2 
BauGB in der Zeit vom __________ bis einschließlich __________ in den Dienst-
zeiten im Bauamt der Stadt Ilsenburg/Harz öffentlich 
ausgelegen. Der Ort und die Dauer der Auslegung wurden am __________ örts-
üblich im Ilsenburger Stadtanzeiger bekannt gemacht.
Dabei wurde darauf hingewiesen, dass jedermann während der Auslegungsfrist Ge-
legenheit hat Anregungen und Bedenken schriftlich oder zur Niederschrift abge-
geben zu können und das nicht fristgerechte abgegebene Stellungnahmen bei der 
Beschlussfassung über die Satzung unberücksichtig bleiben können.

4.

Der Stadtrat der Stadt Ilsenburg/Harz hat am __________ den Beschluss zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 3 "Feriendorf Standtal", 1. Änderung ge-
fasst.
Der Beschluss wurde gem. § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB am __________ ortsüb-
lich im Ilsenburger Stadtanzeiger bekanntgemacht.

Ilsenburg, den __________

______________________
Bürgermeister

1.

Mit Schreiben vom __________ wurde die zuständige Raumordnungsbehörde 
zur landesplanerischen Abstimmung gem. § 1 Landesplanungsgesetz unter An-
gabe der allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, sich wesentlich unter-
scheidender Lösungen, die für die Neugestaltung oder Entwicklung von Ge-
bieten in Betracht kommen, und der voraussichtlichen Auswirkung der Planung 
beteiligt.

Ilsenburg, den __________

______________________
Bürgermeister

2.

Der Stadtrat der Stadt Ilsenburg/Harz hat am __________ den Planentwurf, die 
dazugehörige Begründung, inklusive des Umweltberichtes, und die nach seiner Ein-
schätzung wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen 
beschlossen. Er hat die Verwaltung beauftragt, die öffentliche Auslegung nach § 3 
Abs. 2 BauGB und die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB durchzuführen.

Ilsenburg, den __________

______________________
Bürgermeister

3.

PRÄAMBEL
Satzung der Stadt Ilsenburg/Harz über den Bebauungsplan Nr. 3 "Feriendorf
Sandtal" 1. Änderung.
Aufgrund des § 10 des Baugesetzesbuches in der Fassung vom 03.11.2017, 
(BGBl. I S. 3634), nach dem § 85(3) der Bauordnnung des Landes Sachsen-An-
halt vom 10.09.2013 (GVBl. LSA S. 440) zuletzt geändert durch Gesetz vom 
28.09.2016 (GVBl. LSA S. 254), sowie dem § 8 des Kommunalverfassungsgesetz 
des Landes Sachen-Anhalt vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288), wird nach der 
Beschlussfassung durch den Stadtrat vom __________ folgende Satzung über 
den Bebauungsplan Nr. 3 "Feriendorf Standtal" 1. Änderung, bestehend aus der 
Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie der integrierten Örtlichen Bau-
vorschrift erlassen.

Ilsenburg, den __________

______________________
Bürgermeister

Der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen 
wurden zusätzlich auf der Internetseite der Stadt Ilsenburg (Harz) unter www.stadt-
ilsenburg.de eingestellt.

Ilsenburg, den __________

______________________
Bürgermeister

Gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurden die Behörden und sonstige Träger öffentlicher 
Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden können, mit 
Schreiben vom __________ über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, 
sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die Neugestaltung oder Ent-
wicklung von Gebieten in Betracht kommen, und die voraussichtlichen Auswirk-
ungen der Planung unterrichtet und zur Äußerung auch im Hinblick auf den er-
forderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB aufgefordert.

Ilsenburg, den __________

______________________
Bürgermeister

Zur Abstimmung mit den Bauleitplänen der benachbarten Gemeinden gem. § 2 
Abs. 2 BauGB wurden diese mit Schreiben vom __________ über die allgemeinen 
Ziele und Zwecke der Planung, die Entwicklung des Plangebietes und über die 
voraussichtlichen Auswirkungen der Planung unterrichtet und zur Äußerung auf-
gefordert.

Ilsenburg, den __________

______________________
Bürgermeister

Gemäß § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung in Form 
einer öffentlichen Auslegung vom __________ bis __________.
Hier wurden die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, sich wesentlich unter 
scheidende Lösungen, die für die Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebietes 
in Betracht kommen, und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung darge-
legt und Gelegenheit zur Äußerung gegeben.
Die Auslegung wurde am __________ ortsüblich bekanntgemacht. Es wurde darauf
hingewiesen, dass die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, sich wesentlich 
unterscheidende Lösungen, die für die Neugestaltung oder Entwicklung von Ge-
bieten in Betracht kommen, und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung 
dargelegt werden und dass Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben wird.

Ilsenburg, den __________

______________________
Bürgermeister
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